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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. Mai 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
233. Sitzung am 26. Mai 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 4. Mai 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes, anderer wohnungsbau- 
rechtlicher Vorschriften und über die Rück- 
erstattung von Baukostenzuschüssen 

1 — Drucksachen 2299, 2404, 2410, 2543, 2704, 
m 2704 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Altmeier 

Vizepräsident 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 10. Mai 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Altmeier 

Vizepräsident 


Druds; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Allölnverlrlebj Dr. Hans Hegrexi Bad Godefebtercf, 
Pofetfadi 8?1, GoBthestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle 2770 


DeutSdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vennittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, 
anderer wohnungsbaureditliciier Vorschriften und über die 
Rückerstattung von Baukostenzuschüssen 


Zu Artikel I — Änderung des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes — 

1. Zu Nr. 3 

In § 20 AJbs. 1 ist der letzte Hallbsatz von 
„§ 15 " bis „ . . . unberührt" zu streidien. 

B eg r ü n du n g 

Der Sdilußhalbsatz steht im Widerspruch zur 
übrigen Regelung des Absatzes 1, wonach Miet- 
und 'Lastenbeihilfen nicht den Rückflüssen ent- 
nommen werden dürfen. Diese Regelung muß 
um so eher gelten, als die in § 15 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen genannten Beihilfen 
keine Förderungsmaßnahmen für den Woh- 
nungsbau sind, sie vielmehr nur die nach dem 
Abbaugesetz eingetretenen Mieterhöhungen 
aufzüfangen haben. 

2. Zu Nr. 12 

In § 73 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die 
nach dem 31. Dezember 1961 bezugsfertig ge- 
worden iist" ersetzt durch die Worte: 

„(für die erstmalig nach dem 31. Dezember 1956 
öffentliche Mittel bewilligt worden sind,". 

Begründung 

Diese Änderung bewirkt, daß in den Ländern, 
in denen Miet- und Lastenbeihilfen bereits ein- 
geführt worden sind, diese Beihilfen nicht nach 
verschiedenen Rechtsvorschriften berechnet und 
gewährt werden müssen, sondern daß für alle 
Länder eine einheitliche Regelung Platz greift. 

3. Zu Nr. 13 

In § 74 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Diese Vorschrift ist im Hinblick auf § 46 (Nr. 9) 
entbehrlich. Sie ist außerdem bedenklich mit 
Rücksicht darauf, daß der Ausdruck „einem Bau- 
herrn" darauf schließen läßt, daß sich der Bund 
die Kontrolle über die geeignete Miete bzw. 
Belastung auch im Einzelfall vorbehält. Sie er- 
scheint ferner deswegen nicht angebracht, weil 
die Länder an der Aufbringung der Miet- und 
Lastenbeihilfen ohnehin zur Hälfte beteiligt 
sind. 


4. Nach Nr. 14 

Nach Nr. 14 ist eine neue Nr. 15 mit folgender 
Fassung einzufügen: 

„15. § 88 wild mit Wirkung vom 1. Januar 1962 
aufgehoben. " 

Begründung 

§ 88 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes und 
§ 7 des Wohnungsbau- Prämiengesetzes regeln 
die Frage, irrwieweit die Mittel für die Woh- 
nungs'bauprämien aus den Bundesmitteln für 
den sozialen Wohnungsbau zu zahlen sind. Mit 
der Neufassung des § 7 des Wohnungsbau- 
Prämiengesetzes soll erreicht werden, daß der 
Bund die Mittel 'für die Zahlung der Wohnungs- 
bauprämien zukünftig in voller Höhe und ge- 
sondert zur Verfügung stellt. Im HinJblick dar- 
auf ist § 88 des Zweiten Wohnungisbaugesetzes 
mit Wirkung vom 1. Januar 1962 aufzuheben. 


Zu Artikel 11 — Uberleitungsvorschriften und Neu- 
bekanntmachungen — 

5. § 2 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Änderung der Nr. 12 
§ 73 Abs. 1. 

6. § 3 ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Änderung der Nr. 13 
§ 74 Satz 2. 


Zu Artikel 11 a (neu) — Änderung des Gesetzes 

über die Gewährung von 
Prämien für Wohnbau- 
sparer — 

7. Hinter Artikel II wird ein neuer Artikel II a 
mit folgender Fassung eingefügt: 

,Artikel II a 

Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
von Prämien für Wohnbausparer 

Das Gesetz über die Gewährung von Prä- 
mien für Wohnbausparer (Wohnungötoau-Prä- 
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miengesetz) in der Fassung vom 25. August 
1960 (BundesgesctzbL I S. 714) wird wie folgt 
geändert: 

§ 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien erforder- 
lichen Beträge werden den Ländern vom Rech- 
nungsjahr 1962 an vom Bund in voller Höhe 
gesondert zur Verfügung gestellt." ' 

Begründung 

Siehe Begründung zu Artikel I Nr. 15 (neu). 

Zu Artikel IV — Änderung des Gesetzes über die 
Gewährung von Miet- und Lasten- 
beihilfen — 

8. Der Text des § 10 Abs. 2 wird Nr. 1. 

Nach dieser Nr. 1 ist folgende Nr. 2 einzu- 
'fügen: 

„2. § 15 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben." 
Begründung 

Siehe Begründung zu Artikel I Nr. 3 (Streichung 
des letzten Halbsatzes von § 20 Abs. 1). 

Zu Artikel VI — Änderung des Ersten Bundes- j 
mietengesetzes — j 

9. An den neuen Absatz 3 des § 30 ist der fol- | 
gende Satz anzufügen: 

„Soweit die Ansprüche nach den bisherigen l 
Vorschriften bereits verjährt sind, behält es ' 
hierbei sein Bewenden." 

Begründung 

Es muß aus rechtsstaatlichen Gründen sicher- 
gestellt werden, daß bereits eingetretene Ver- , 
jährungen nicht wieder aufgehoben werden. 


1 Zu Artikel VII — Geltung im Saarland — 

10. In § 2 Nr. 2 ist in § 12 Abs. 1 der letzte Halbsatz 
von; „§ 15 ... " bis „. . . . unberührt" zu 
streichen. 

11. In § 2 Nr. 10 werden in § 36 Abs. 1 Satz 1 die 
Worte: „die nach dem 31. Dezember 1961 be- 
zugsfertig geworden ist" ersetzt durch die 
Worte „für die öffentliche Mittel nach diesem 
Gesetz bewilligt worden sind". 

12. In § 2 Nr. 13 ist in § 41 der Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Folge des Änderungsantrags zu Artikel I Nr, 13 
(§ 74 Satz 2). 

13. In § 3 ist Absatz 2 zu streichen. 
Begründung 

Folge des Änderungsantrags zu Artikel VII § 2 
Nr. 13 (§ 41 Satz 2). 

14. In § 4 werden hinter den Worten „in der gel- 
tenden Fassung" die Worte angefügt: „und in 
neuer Paragraphenfolge". 

Begründung 

Die durch die verschiedenen Änderungen des 
Wohnungsbaugesetzes für das Saarland cin- 
gcfügten Paragraphen mit Buchstabenbezeich- 
nung sind zur besseren Übersicht in fort- 
laufende Paragraphen umzuwandeln. 

15. In § 5 ist ein neuer Absatz 1 mit lolgendem 
Wortlaut einzufügen; 

„(1) § 7 des Gesetzes über die Gewährung 
von Prämien für Wohnbausparer (Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz) in der Fassung vom 25. Au- 
gust 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 714) in der 
Fassung des Artikels II a gilt im Saarland." 

Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden Absätze 2 
bis 4. 
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